
Der Kantonsrat gibt Kenntnis von folgenden Beschlüssen, die an der 8. Sitzung vom 3. Juni 

2019 gefasst worden sind: 

 

1. Die an der Sitzung vom 6. Mai 2019 eingesetzte Spezialkommission 2019/2 betreffend 

«Erlass Hochschulgesetz» setzt sich wie folgt zusammen: Roland Müller 

(Erstgewählter), Katrin Huber, Stefan Lacher, Hedy Mannhart, Markus Müller, Marco 

Passafaro, Raphaël Rohner, Peter Scheck, Rainer Schmidig, Thomas Stamm, Erwin 

Sutter. 

2. Die an der Sitzung vom 6. Mai eingesetzte Spezialkommission 2019/3 betreffend 

«Ablösung des NOK-Gründungsvertrages» setzt sich wie folgt zusammen: Maria 

Härvelid (Erstgewählte), Urs Capaul, Markus Fehr, Hans-Ulrich Graf, Irene Gruhler 

Heinzer, Renzo Loiudice, Marcel Montanari, Markus Müller, Andreas Schnetzler, Daniel 

Stauffer, Kurt Zubler. 

3. Der Bericht und Antrag des Regierungsrates vom 21. Mai 2019 betreffend die Änderung 

des Gesetzes über den Schutz von Personendaten (Kantonales Datenschutzgesetz) 

wird zur Vorberatung an eine 9er-Kommission überwiesen. Erstgewählte oder 

Erstgewählter ist Mitglied der FDP-CVP-JF-Fraktion. 

4. Die Gesundheitskommission meldet den Bericht und Antrag (Orientierungsvorlage) des 

Regierungsrates vom 30. April 2019 betreffend Eignerstrategie für die Spitäler 

Schaffhausen verhandlungsbereit. 

5. Die Spezialkommission 2019/1 «Teilrevision Steuergesetz (STAF) und zusätzliche 

flankierende Massnahmen für Private» meldet das Geschäft verhandlungsbereit.  

6. Die Motion Nr. 2019/1 von Jürg Tanner vom 7. Januar 2019 betreffend Änderung 

Kantonales Justizgesetz (SHRB 173.200); Vorschusspflicht in zivilrechtlichen Verfahren 

wird mit 47 : 8 Stimmen erheblich erklärt.  

7. Das Postulat Nr. 2019/2 von Ernst Sulzberger vom 22. Februar 2019 betreffend 

Ausrufung des Climate Emergency («Klimanotstand») erhält einen neuen Titel und wird 

wie folgt benannt: Ausrufung des Klima-Ausnahmezustandes. Der Vorstoss wird mit 

einer zusätzlichen Aufforderung ergänzt: «Der Regierungsrat wird eingeladen, 

Massnahmen zu erarbeiten, um der drohenden Katastrophe durch den Klimawandel 

entgegenzuwirken». Letztlich wird das Postulat Nr. 2019/2 mit 28 : 24 Stimmen nicht 

erheblich erklärt. – Das Geschäft ist erledigt. 

 


